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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

In der Herbstsession 2021 verlängerte der Ständerat die Behandlungsfrist der Tessiner
Standesinitiative zur Überprüfung der Strafrahmen für Gewalt und Drohung gegen
Behörden und Beamte zum dritten Mal um weitere zwei Jahre. Das Anliegen sei
Gegenstand der laufenden Differenzbereinigung im Entwurf zur
Strafrahmenharmonisierung; deren Ergebnis soll abgewartet werden, bevor mit der
Standesinitiative weiter verfahren wird, erklärte Beat Rieder (mitte, VS) als Sprecher der
zuständigen RK-SR. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.09.2021
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2021 verlängerte der Ständerat die Behandlungsfrist der Genfer
Standesinitiative zur Neudefinition des Rechtsbegriffes der Vergewaltigung im
Strafgesetzbuch erneut um zwei Jahre. Das Anliegen sei Gegenstand der laufenden
Revision des Sexualstrafrechts; deren Abschluss soll abgewartet werden, bevor mit der
Standesinitiative weiter verfahren wird, erklärte Beat Rieder (mitte, VS) als Sprecher der
zuständigen RK-SR. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.09.2021
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2021 verlängerte der Ständerat die Behandlungsfrist der
parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH) für Mindeststrafen bei sexuellen
Handlungen gegenüber Kindern unter 16 Jahren erneut um zwei Jahre. Das Anliegen
sei Gegenstand der laufenden Revision des Sexualstrafrechts; deren Abschluss soll
abgewartet werden, bevor mit der parlamentarischen Initiative weiter verfahren wird,
erklärte Beat Rieder (mitte, VS) als Sprecher der zuständigen RK-SR. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.09.2021
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2021 nahm sich der Ständerat als Zweitrat der Änderung des DNA-
Profil-Gesetzes an. Er trat ohne Gegenantrag auf das Geschäft ein. Wie bereits den
Nationalrat beschäftigte auch den Ständerat die Frage, welche äusserlichen Merkmale
für die Phänotypisierung aus einer DNA-Spur ermittelt werden dürfen bzw. ob die Liste
im Gesetz abschliessend sein soll. Der Bundesrat hatte im Entwurf eine
Delegationsnorm vorgesehen, die es ihm erlaubt, in Abhängigkeit vom technischen
Fortschritt weitere äusserliche Merkmale – zusätzlich zu den im Gesetzestext explizit
genannten Augen-, Haar- und Hautfarbe, biogeografische Herkunft und Alter – für die
Phänotypisierung zuzulassen. Der Nationalrat hatte diese Bestimmung entgegen dem
Antrag seiner Kommissionsmehrheit bestätigt. Der Ständerat tat es ihm nun gleich; die
Minderheit Sommaruga (sp, GE), die die Streichung der Delegationsnorm forderte,
unterlag mit 26 zu 17 Stimmen. Anders als die Volkskammer sprach sich der Ständerat
indes gegen die generelle Möglichkeit aus, nach einem Suizid ein DNA-Profil der toten
Person zu erstellen. Für die vorberatende RK-SR sei eine solche Stigmatisierung von
Suiziden unverständlich, zumal sich die meisten Suizide ohne vorherige Straftat
ereigneten, erläuterte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS). Bestünden
Anzeichen auf einen Zusammenhang mit einer Straftat, könne die Staatsanwaltschaft
bereits nach geltendem Recht ein DNA-Profil erstellen lassen. Die kleine Kammer folgte
ihrer Kommission diesbezüglich stillschweigend und kehrte damit zur bundesrätlichen
Version zurück. Differenzen zur Fassung des Bundesrats schuf der Ständerat hingegen
bei den Regeln über die Löschung von DNA-Profilen. Einerseits entschied die
Kantonskammer, dass DNA-Profile von Beschuldigten im Falle eines Freispruchs, einer
Nichtanhandnahme oder einer Einstellung des Verfahrens nur mit Genehmigung des
Zwangsmassnahmengerichts weiter aufbewahrt werden dürfen. Der Bundesrat wollte
diese Entscheidung der Staatsanwaltschaft überlassen. Justizministerin Karin Keller-
Sutter brachte der ständerätlichen Lösung Skepsis entgegen, verzichtete angesichts des
einstimmigen Kommissionsbeschlusses jedoch auf eine Abstimmung und kündigte an,
die Frage im Nationalrat noch einmal zur Diskussion zu bringen. Andererseits setzte der
Ständerat die Löschfrist für DNA-Profile von schuldunfähigen Täterinnen und Tätern auf
zwanzig Jahre fest. Der Bundesrat hätte diese Frist, so die EJPD-Chefin, in der
Verordnung regeln wollen, begrüsste aber die «grössere Klarheit und Transparenz» des
Kommissionsantrages, worauf dieser stillschweigend gutgeheissen wurde. Als Letztes

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2021
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



diskutierte die kleine Kammer die Frage, bei welchen Delikten Phänotypisierung und
Verwandtenrecherche eingesetzt werden dürfen. Der Nationalrat hatte den
bundesrätlichen Vorschlag gutgeheissen, der diese Methoden für alle Verbrechen, d.h.
Delikte mit Strafandrohung von mehr als drei Jahren Freiheitsstrafe, vorgesehen hatte.
Der ständerätlichen Kommission war dieser Anwendungsbereich zu breit; sowohl die
Mehrheit als auch die Minderheit beantragten daher die Einführung eines – mehr oder
weniger umfassenden – Deliktkatalogs. Mit 31 zu 12 Stimmen nahm der Ständerat den
enger gefassten Katalog der Kommissionsmehrheit an, der nur die schwersten Delikte
abdeckt, insbesondere Gewalt- und Sexualdelikte. Nicht anwendbar sein sollen die
neuen Ermittlungsverfahren demnach bei Vermögensdelikten wie Diebstahl oder
Hehlerei. Dem so angepassten Entwurf stimmte die Ständekammer in der
Gesamtabstimmung einstimmig zu. 4

Im November 2020 äusserte der Kanton Genf mittels Standesinitiative die Forderung,
eine Revision des Sexualstrafrechts vorzunehmen. Konkret müssten die Bestimmungen
des Sexualstrafrechts so geändert werden, dass die Verletzung der sexuellen Integrität
bereits beim fehlenden Einverständnis ansetze, die beiden Tatbestandsmerkmale der
Gewalt und Drohung gestrichen und ein Straftatbestand der sexuellen Belästigung
geschaffen werde. Die strafrechtliche Ahndung sexueller Gewalt und Belästigung sei ein
öffentliches Interesse und dürfe nicht vernachlässigt werden, damit solches Verhalten
nicht ungestraft bleibe. Obschon die Schweiz 2018 mit der Ratifizierung der Istanbul-
Konvention den richtigen Weg eingeschlagen habe, setze das Schweizer Strafrecht –
anders als in der Konvention vorgesehen – noch immer das Tatbestandsmerkmal der
Unfähigkeit zum Widerstand voraus. Dies führe dazu, dass von den 22 Prozent der
Frauen, welche in ihrem Leben bereits Opfer von Eingriffen in die sexuelle Integrität
geworden seien, dies nur 8 Prozent der Polizei meldeten. Ein nicht vorliegendes
Einverständnis müsse zur Erfüllung dieses Tatbestands allerdings ausreichen, so der
Kanton. 
Die RK-SR beantragte ihrem Rat im November 2021 einstimmig, der Standesinitiative
keine Folge zu geben. In ihrem Bericht begründete sie dies damit, dass sie auf Basis der
abgeschlossenen Vernehmlassung zur Sexualstrafrechtsrevision bereits einen Entwurf
ausarbeite und es als wenig sinnvoll erachte, parallel noch weitere Anpassungen in
diesem Bereich vorzunehmen. Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS) fügte im
Ratsplenum an, dass das Anliegen sicherlich in der zu erwartenden kontroversen
Debatte über die Revision des Sexualstrafrechts zur Diskussion kommen werde. Die
Kantonskammer folgte dem Antrag ihrer Kommission stillschweigend und gab der
Standesinitiative in der Wintersession 2021 keine Folge. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
CATALINA SCHMID

Nachdem die Räte unterschiedliche Urteile über die Unterstützungswürdigkeit der St.
Galler Standesinitiative für die Aufhebung der Verjährungsfrist für die schwersten
Verbrechen gefällt hatten, prüfte die RK-SR das Anliegen im Oktober 2021 zum zweiten
Mal. Sie blieb bei ihrem Standpunkt und empfahl die Initiative mit 8 zu 5 Stimmen ein
zweites Mal zur Ablehnung, während die Minderheit wiederum Folgegeben beantragte.
Im Ständeratsplenum in der Wintersession 2021 schloss Minderheitssprecher Daniel
Jositsch (sp, ZH) sein Votum mit der Feststellung, dass die Zeit heute auf der Seite der
Mörderinnen und Mörder sei; die Standesinitiative wolle dagegen, dass die Zeit auf der
Seite der Opfer sei. Auf der Gegenseite argumentierte Beat Rieder (mitte, VS), es sei ein
«Märchen, dass Cold Cases nach dreissig, vierzig Jahren aufgeklärt werden könnten».
Mathias Zopfi (gp, GL) fügte an, es sei fast unmöglich, nach so langer Zeit einen Mord zu
beweisen, weil es für die Qualifizierung einer Tötung als Mord eine Absicht, ein Motiv
brauche, was mit einer DNA-Spur nicht nachgewiesen werden könne. Am Ende einer
engagierten Debatte gab die Ständekammer der Standesinitiative mit 21 zu 20 Stimmen
knapp Folge. Die zuständige Kommission wird nun eine entsprechende Gesetzesvorlage
ausarbeiten. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
KARIN FRICK

In der Frühjahrssession 2022 befasste sich der Ständerat im Rahmen eines Postulats
der RK-SR mit aussergewöhnlichen Todesfällen. Die RK-SR wollte den Bundesrat damit
beauftragen, einen Bericht zur Dunkelziffer bei nicht natürlichen Todesfällen zu
erstellen sowie den Artikel 253 StPO auf Schwachstellen und allfälligen Handlungsbedarf
zu prüfen. Laut Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) befürchtete die RK-SR,
dass hinsichtlich der Bestimmung nicht natürlicher Todesfälle ein grosses
Fehlerpotenzial bestehe und nicht natürliche Todesfälle teilweise unentdeckt blieben.
Gegen das Postulat sprach sich Jakob Stark (svp, TG) mit einem Einzelantrag aus. Stark

POSTULAT
DATUM: 15.03.2022
LENA BALTISSER
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bemängelte, dass die «Postulatsbegründung [...] äusserst dünn» sei, dass die
Untersuchung nicht natürlicher Todesfälle bereits weitgehend durchgeführt werde und
dass solche Untersuchungen für die Angehörigen eine grosse Belastung bedeuten
könnten. Als Antwort auf Starks Votum unterstrichen Beat Rieder (mitte, VS) und
Bundesrätin Karin Keller-Sutter, dass die Anliegen und ungeklärten Fragen Starks
durchaus in dem offen gestalteten Postulat aufgenommen werden könnten und
plädierten für Annahme des Postulats. Der Ständerat nahm das Postulat schliesslich mit
35 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 7

In der Sommersession 2022 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der Revision des
Sexualstrafrechts. Unbestritten war, dass die Reform notwendig sei, weil die geltenden
Normen nicht mehr zeitgemäss seien. Sowohl im Rat als auch in den Medien war
vielerseits von einem «Quantensprung» die Rede. Der Rat trat denn auch ohne
Gegenantrag auf das Geschäft ein. Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter bezeichnete
die Abschaffung des Nötigungselements beim Vergewaltigungstatbestand als
«Meilenstein». Gleichzeitig warnte sie aber davor, zu hohe Erwartungen in diese
Revision zu setzen: Sie sei zwar «ein wichtiger Schritt», werde aber
«Beweisschwierigkeiten bei Sexualdelikten als typische Vieraugendelikte nicht
beseitigen».

Kernpunkt der Revision war die Neufassung der Tatbestände der sexuellen Nötigung
und der Vergewaltigung (Art. 189 und 190 StGB). So war denn auch die Debatte im
Ständerat geprägt von der Frage, wann eine Vergewaltigung eine Vergewaltigung ist bzw.
ob eine sexuelle Handlung strafbar sein soll, wenn sie «gegen den Willen» oder aber
«ohne Einwilligung» der betroffenen Person vorgenommen wird. Während sich der
Bundesrat und die Mehrheit der RK-SR für die Widerspruchslösung aussprachen («Nein
heisst Nein»), wollte eine Minderheit Mazzone (gp, GE) das Zustimmungsprinzip («Nur
Ja heisst Ja») im Gesetz verankern. Einig war man sich weitgehend darin, dass sich die
beiden Varianten in Bezug auf die konkreten Konsequenzen für die Strafrechtspraxis im
Endeffekt kaum unterscheiden. Ob die Staatsanwaltschaft das Nein oder das «Nicht-
Ja» beweisen müsse, letztlich werde in beiden Fällen «das ablehnende Signal» gesucht,
erklärte Andrea Caroni (fdp, AR), der der Kommissionsmehrheit angehörte. Auch wenn
eine Person im Laufe eines sexuellen Kontakts, dem sie anfänglich zugestimmt hat, ihre
Meinung ändere, müsse sich dieser Meinungsumschwung auf irgendeine Weise
manifestieren, also durch ein Nein oder konkludentes ablehnendes Verhalten – etwa
Kopfschütteln, eine abwehrende Geste oder Weinen – zum Ausdruck gebracht werden,
ergänzte Bundesrätin Keller-Sutter. Je nach Situation mutiere die Zustimmungslösung
demnach zur Widerspruchslösung, weshalb Letztere praxisnäher und transparenter sei,
so die Justizministerin. Minderheitsvertreterin Mazzone argumentierte, von der
Widerspruchslösung würden jene Fälle nicht erfasst, in denen das Opfer in einen
Schockzustand gerate und zu jeglicher Äusserung von Widerstand unfähig sei; hier
könne nur auf die fehlende Einwilligung abgestellt werden. Bundesrätin Keller-Sutter
versicherte jedoch, die Fälle von sogenanntem Freezing würden vom
Mehrheitsvorschlag ebenfalls abgedeckt. Wenn das Opfer widerstandsunfähig sei, sei es
entweder durch Einschüchterung oder Drohung in diesen Zustand gebracht worden –
dann liege eine Nötigung vor – oder es sei zwar selbst in diesen Zustand geraten, der
Täter oder die Täterin nutze diesen Umstand aber aus, womit eine Schändung nach Art.
191 StGB vorliege.
Einig waren sich beide Lager wiederum darin, dass sich die beiden Varianten sehr wohl
in der Symbolik unterschieden, die die Strafnorm an die Gesellschaft aussende. Lisa
Mazzone fragte rhetorisch, ob es denn nicht in der Verantwortung der sexuell
handelnden Person liege, sich im Zweifelsfall über den Willen des passiven Gegenübers
zu erkundigen; sonst gehe die handelnde Person eben das Risiko ein, eine Straftat zu
begehen. Gemäss Eva Herzog (sp, BS) bringe das Prinzip «Nur Ja heisst Ja» zum
Ausdruck, dass sich bei Sexualkontakten zwei Menschen auf Augenhöhe begegnen. Die
Grundeinstellung, dass Frauen oft Nein sagten, aber schon Ja meinten, sei immer noch
verbreitet und es gehe «um eine Veränderung der Bilder in den Köpfen». Die
Kommissionsmehrheit sah es indes nicht als Aufgabe des Strafrechts, die Gesellschaft
zu erziehen. Deren Mitglied Beat Rieder (mitte, VS) befürchtete gar eine «falsche
Kriminalisierung der Sexualität», indem sexuelle Kontakte grundsätzlich als strafbar
angesehen würden, ausser das Gegenüber habe zugestimmt. Die Widerspruchslösung
gehe hingegen davon aus, dass sexuelle Kontakte «in aller Regel im gegenseitigen
Einverständnis» erfolgten und verkörpere damit eine «positive Sichtweise auf die
Sexualität». Mit 25 zu 18 Stimmen sprach sich der Ständerat für die Variante der
Kommissionsmehrheit und damit für «Nein heisst Nein» aus. Ein Einzelantrag Gmür-
Schönenberger (mitte, LU), der die Widerspruchslösung anders formulieren wollte, um

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2022
KARIN FRICK
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das Freezing deutlicher zu erfassen, scheiterte mit 23 zu 10 Stimmen bei 10
Enthaltungen.

In einem zweiten Schritt befasste sich die Kantonskammer mit der Abschaffung des
Nötigungselements in den beiden Tatbeständen von Art. 189 und 190 StGB. Die
Kommission schlug dazu ein Kaskadenprinzip vor: Der Grundtatbestand im jeweiligen
Absatz 1 deckt demnach sexuelle Handlungen gegen den Willen einer Person ab. Wird
das Opfer genötigt, kommt dies gemäss Absatz 2 erschwerend hinzu. Absatz 3 regelt die
zusätzliche Erschwernis der Grausamkeit sowie des Einsatzes einer gefährlichen Waffe
oder eines gefährlichen Gegenstandes. Werner Salzmann (svp, BE) brachte indessen mit
einem Einzelantrag den Vorschlag aus dem Vernehmlassungsentwurf wieder aufs Tapet.
Dieser hatte für sexuelle Übergriffe ohne Nötigung einen eigenen Tatbestand
vorgesehen, während das Nötigungselement bei den Tatbeständen der sexuellen
Nötigung und der Vergewaltigung erhalten bleiben sollte. Salzmann gab zu bedenken,
dass es ein falsches Signal an die Gesellschaft aussenden würde, wenn unter der
Bezeichnung «Vergewaltigung» künftig noch geringere Strafen ausgesprochen würden –
«[w]ir haben jetzt schon lächerlich milde Strafen für Vergewaltigungen» –, weil auch
Verletzungen der sexuellen Integrität ohne Nötigung hierunter subsumiert würden.
Kommissionssprecher Sommaruga (sp, GE) und Bundesrätin Keller-Sutter hielten dem
entgegen, dass dieses Konzept in der Vernehmlassung auf breite Kritik gestossen war,
weil damit «eine Art unechte oder minderwertige Vergewaltigung» geschaffen würde,
wie es die Justizministerin ausdrückte. Mit 39 zu 4 Stimmen befürwortete der Ständerat
die Kaskadenlösung klar.
Weiter diskutierte die Ständekammer die Höhe der Strafen für die neu gefassten
Tatbestände der sexuellen Nötigung und der Vergewaltigung. Mit mehreren
Einzelanträgen wollte Werner Salzmann die Mindeststrafen für verschiedene
Tatbestände erhöhen, blieb damit aber chancenlos. Die grosse Mehrheit der kleinen
Kammer wollte den Ermessensspielraum der Gerichte nicht zu stark einschränken, weil
stets auch der denkbar mildeste Fall adäquat bestraft werden können müsse. Eine
Minderheit Engler (mitte, GR) beantragte gegenüber der Kommissionsmehrheit eine
höhere Mindeststrafe für Vergewaltigung mit Nötigung (neu Art. 190 Abs. 2 StGB). Die
Kommissionsmehrheit hatte hier mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe vorgesehen. Die
Minderheit Engler forderte mindestens zwei Jahre Freiheitsstrafe, damit hier keine
bedingten Strafen ausgesprochen werden können. Diesen Minderheitsantrag hiess der
Ständerat mit 23 zu 20 Stimmen gut.

Am zweiten Tag der Behandlung stimmte die Kantonskammer mit 37 zu 6 Stimmen dem
Antrag ihrer Kommissionsmehrheit zu, mit Art. 197a einen neuen Tatbestand für
Rachepornografie im StGB zu verankern. Dieser stellt das unbefugte Weiterleiten von
nicht öffentlichen sexuellen Inhalten unter Strafe. Der Bundesrat hatte vergeblich für
dessen Ablehnung plädiert. Er hätte zuerst den genauen Handlungsbedarf abklären
wollen, was er im Bericht zum Postulat 21.3969 zu tun im Begriff sei, wie Bundesrätin
Keller-Sutter erläuterte.
Mit einem ebenfalls neuen Art. 197b wollte Isabelle Chassot (mitte, FR) zudem das
Grooming, also das Anbahnen sexueller Kontakte mit Minderjährigen, unter Strafe
stellen. Die Kommission hatte nach der Vernehmlassung in ihrem Entwurf auf einen
solchen Artikel verzichtet, weil die versuchte sexuelle Handlung mit einem Kind oder die
versuchte Herstellung von Kinderpornografie bereits strafbar seien, wie Bundesrätin
Keller-Sutter anmerkte. Jemanden zu bestrafen, der noch nicht einmal einen Versuch
unternommen habe, wäre ein «Sündenfall im Strafrecht», urteilte Kommissionsmitglied
Daniel Jositsch (sp, ZH). Die Ständekammer lehnte den Antrag Chassot mit 21 zu 18
Stimmen bei 4 Enthaltungen schliesslich ab.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die Vorlage einstimmig an. Angesichts
der lauten gesellschaftlichen Forderungen nach einer «Nur-Ja-heisst-Ja»-Regelung im
Sexualstrafrecht wurde der Entscheid des Ständerats in den Medien ausführlich
kommentiert und auch kritisiert. Das enttäuschte Lager setzte die Hoffnung nun in den
Nationalrat. 8
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